
Freitag, 19. Juni 202012 SCHWEIZ
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Deutschland hinkt der Schweiz hinterher
Die Schulschliessungen haben das Bildungssystem stark gefordert – eine Umfrage zeigt das Potenzial des Fernunterrichts in drei Ländern

ERICH ASCHWANDEN

Es war wohl der grösste Schulversuch,
der in den vergangenen Jahrzehnten
stattgefunden hat. Doch es handelte
sich nicht um ein Experiment, sondern
es war bitterer Ernst, als Mitte März in
fast allen Ländern Europas die Schulen
wegen der Corona-Pandemie schliessen
mussten. Von einem Tag auf den ande-
ren waren Schüler und Lehrer gezwun-
gen, sich mit Fernunterricht, digitalem
Lernen und Plattformen wie Padlet oder
Moodle herumzuschlagen.

Innert wenigerWochen hat einVirus
die Schule stärker reformiert, als wor-
auf die Versuche der Pädagogen in den
vergangenen Jahren hinauswollten.Nun
gilt es, Lehren für die Zukunft zu zie-
hen. Erste Hinweise, wie diese ausse-
hen könnten, gibt eine breit abgestützte
Umfrage. Durchgeführt hat die Studie
das Institut für Bildungsmanagement
und Bildungsökonomie der Pädagogi-
schen Hochschule Zug. Im Rahmen des
Schulbarometers befragten die Wissen-
schafter vom 24.März bis Mitte April
insgesamt 8344 Schüler und Schülerin-
nen aus der Schweiz, Deutschland und
Österreich. An der Stichprobe betei-
ligten sich auch Eltern, Schulleitungen,
Lehrer sowie Mitglieder von Schulver-
waltung und Schulaufsicht.

«Die Schere öffnet sich»

Wie Studienleiter Stephan Huber er-
klärt, gibt es Erkenntnisse, die für alle
drei Länder gelten. So könne man davon
ausgehen, dass sich die vorher bestehen-
den Unterschiede zwischen den Schüle-
rinnen und Schülern durch die Corona-
Krise noch verstärkt hätten. «Krisen ma-
chen diese deutlicher sichtbar.Und über
die Zeit werden Unterschiede grösser.
Die Schere zwischen starken und lern-
schwachen Schülern öffnet sich wei-
ter, wenn es zu keiner Kompensation
kommt», sagt Huber. Die Benachteili-
gung treffe insbesondere Kinder in fami-
liär ohnehin belasteten Situationen.

Neben dem familiären Umfeld hat
auch die technische Ausstattung einen
grossen Einfluss. Wichtig ist auch, wie
stark Eltern die Kinder bei den Aufga-
ben unterstützen können.Vor allem aber

seien die verschiedenen Lernstrukturen
der Schüler entscheidend. «Wer schon
vor der Schulschliessung selbständiges
Lernen gewohnt war und seinen Tages-
ablauf gut strukturiert, ist problemlos
durch die Zeit mit Fernunterricht und
die zögerlicheWiederaufnahme des Prä-
senzunterrichts gekommen», stellt der
Bildungsexperte fest.

Über alle drei Länder hinweg zeigte
sich rund ein Drittel der Schülerinnen
und Schüler als sehr aktiv. Teilweise
haben diese Kinder nach ihrer eigenen
Einschätzung während der Schulschlies-
sung sogar mehr gelernt als vorher, weil
sie durch das Lernen daheim ihre Zeit
besser einteilen und nutzen konnten.Auf
der anderen Seite zeigt sich, dass rund 20
Prozent der befragten Schüler praktisch
nichts gelernt haben. «Diese Schüler zei-

gen sich sehr passiv, sie lernen wenig. Sie
haben auch weniger im Haushalt gehol-
fen und weniger gelesen. Das Einzige,
was sie deutlich mehr gemacht haben als
die andere Gruppe, das ist Zocken», so
Huber. Um diese Jugendlichen müssten
sich die Lehrer mithilfe guter Lehr- und
Lernformen und guter direkter Lern-
begleitung jetzt besonders kümmern. «Es
geht nicht nur darum, Schulstoff nachzu-
holen. Wichtig ist auch, dass diese Kin-
der emotional und sozial von den Schu-
len unterstützt werden», betont Huber.

Neben der Unterstützung durch die
Eltern und dem Organisationsgrad der
Schülerinnen und Schüler ist laut dem
Schulbarometer die Rolle der Lehr-
personen ausschlaggebend. Entschei-
dend sei nicht, wie viele Hausaufgaben
von Lehrpersonen verteilt würden oder

auf welcheWeise dies geschehe.Wichtig
ist vielmehr, dass sie zeitnah kontrolliert
und korrigiert werden und ausführliche
Rückmeldungen erfolgen. Der Lern-
erfolg wird auch dadurch beeinflusst, ob
es den Lehrerinnen und Lehrern gelun-
gen ist, über Online-Plattformen live mit
den Kindern in Kontakt zu sein. «Schü-
ler benötigen den persönlichen Aus-
tausch mit der Lehrperson und mit den
Mitschülern», so Huber.

Beim Einsatz dieser digitalen Tools
zeigen sich grosse Unterschiede zwi-
schen den drei untersuchten Ländern.
Problememit demEinsatz dieser Instru-
mente zeigen sich vor allem in Deutsch-
land. Wie Huber ausführt, hat sich be-
währt, dass die Schweiz, aber auch
Österreich imUmgangmit den verschie-
denen Online-Tools pragmatisch waren.

Hier waren die bürokratischen Hürden
viel niedriger. Zudem haben viele Schu-
len in der Schweiz und in Österreich
bereits digitale Lösungen vor der Krise
etabliert. «Dagegen haben viele deut-
sche Bundesländer aus Datenschutz-
und anderen Gründen nur sehr ausge-
wählte Technologien zugelassen», sagt
der Bildungsexperte. Zum Teil waren
diese ausgewählten Tools zu Beginn der
Krise noch gar nicht einsatzfähig.

Der krasseste Unterschied zwischen
den drei Ländern liegt bei der Digita-
lisierung. «Hier hinkt Deutschland der
Schweiz, aber auch Österreich einfach
hinterher», stellt Huber fest, der selber
aus Deutschland stammt. Während in
der Schweiz 81 Prozent der Befragten
Online-Plattformen nutzten,waren es in
Deutschland bloss 43 Prozent.Die Schü-
leraktivität lag in Deutschland bei 36
Prozent, in der Schweiz bei 57 Prozent.

Chance auf «Blended Learning»

Während in unserem nördlichen Nach-
barland nach eigener Auskunft nur 37
Prozent der Lehrpersonen die Haus-
aufgaben kontrollierten,waren es in der
Schweiz 63 Prozent. «Es kommt bei der
Digitalisierung auf die Ressourcenaus-
stattung, auf pädagogisch sinnvolle und
auf die Schule abgestimmte Konzepte
und natürlich auf die Motivation, Kom-
petenz und Erfahrung der Lehrperso-
nen an», bilanziert Huber.

Weitere Erkenntnisse erwartet die
PH Zug von der zweiten Welle der Be-
fragung, die derzeit läuft. Erste Schlüsse
kann man laut Stephan Huber jedoch
auch aus der vorliegenden Zwischen-
bilanz ziehen: «Nach den turbulenten
letztenWochenmit der Schulschliessung
und -wiedereröffnungmuss die Situation
wieder beruhigt werden. Es gilt, Min-
dest- und Regelstandards zu erarbeiten
und umzusetzen, vor allem auf Kantons-
und Schulebene, an die sich Lehrer hal-
tenundandenen sie sichorientierenkön-
nen.»Aus Sicht der Forscher von der PH
Zug besteht nun die einmalige Chance,
dasBlendedLearning,alsodie didaktisch
sinnvolleVerknüpfung von traditionellen
Präsenzveranstaltungen und modernen
Formen des E-Learning, in der Praxis zu
verankern und zu verbreiten.

Justizaffäre erschüttert Graubünden
Der Präsident des Kantonsgerichts soll ein Urteil nachträglich geändert haben – nun erfolgt die politische Aufarbeitung

KATHRIN ALDER

Am 10. Juni kam es in Chur zu einem
bemerkenswerten Auftritt. Die Vize-
präsidentin des Kantonsgerichts trat ge-
meinsam mit zwei Richterkollegen vor
die Medien, um «Gegensteuer» zu ge-
ben. Konkret hiess das: Sämtliche Vor-
würfe, die gegen das Gericht und ins-
besondere dessen Präsidenten Norbert
Brunner erhoben wurden, wiesen die
Richter mit Vehemenz zurück.

Auch Brunner sass im Saal und
lauschte der Verteidigungsrede. Er steht
imZentrumder Justizaffäre,die denKan-
ton Graubünden seit geraumer Zeit er-
schüttert.DerVorwurf:Brunner habe ein
Urteil in einer Erbangelegenheit nach-
träglich und eigenmächtig abgeändert.
Und zwar so, dass ein Erbe, der in einer
ersten Version eine halbe Million Fran-
ken erhalten hätte, in der zweiten Ver-
sion des Urteils plötzlich leer ausging.
Bekannt wurde die Sache, weil der Erbe
dasUrteil nicht akzeptierte undeinRevi-
sionsbegehren stellte. Ein anderer Rich-
ter, Peter Schnyder, wollte die Ange-
legenheit ebenfalls nicht einfach so hin-
nehmenund schlug gerichtsinternAlarm.

Die Sache eskalierte.AmEnde bean-
tragte das Gesamtgericht bei der Ober-
aufsicht über die Gerichte, der par-
lamentarischen Kommission für Jus-
tiz und Sicherheit (KJS), Schnyder sei-
nes Amtes zu entheben – ausgerechnet
jenen Richter, der Alarm geschlagen
hatte. Monatelang lag das Gesuch bei

der Justizkommission, bis sie schliesslich
eine aufsichtsrechtliche Untersuchung
einleitete. Seit kurzem liegen die Resul-
tate vor:Zwar sieht die Kommission nun
davon ab, Schnyder seinesAmtes zu ent-
heben. Dem Parlament aber empfiehlt
sie, ihn abzuwählen. Er habe im Zusam-
menhang mit demErbstreit seineAmts-
pflichten verletzt. Darüber hinaus wirft
sie ihm «ausgeprägten Individualismus»
und ein «Beharren auf der eigenenMei-
nung» vor.Mit denVerfahrensweisen in
einer Kollegialbehörde sei sein Verhal-
ten unverträglich.

Richter bestreitet Vorwürfe

Schnyder weist diese Anschuldigungen
von sich. Und erhält zumindest in der
Sache Rückendeckung von der Justiz-
kommission:So stellte sie imZusammen-
hangmit dem abgeändertenUrteil «eine
sehr ernsthafte Amtspflichtverletzung»
von Gerichtspräsident Brunner fest und
erklärte vor denMedien,eineUrkunden-
fälschung könne «nicht ausgeschlossen
werden».Brunner selbst bestreitet diesen
sowie weitereVorwürfe und erhielt letz-
ten Mittwoch gar Rückendeckung von
seinen Richterkolleginnen und Richter-
kollegen. Das umstrittene Urteil sei nie
abgeändert worden, bei der ersten Ver-
sion habe es sich lediglich um einen Ent-
wurf gehandelt, erklärte die Vizepräsi-
dentin des Gerichts den Medien.

Gegen Richter Brunner wurden zwei
Strafanzeigen eingereicht, die Justiz-

kommission hat seine Immunität auf-
gehoben – nicht aber jene des Gerichts-
schreibers. Die Angelegenheit soll von
einem externen ausserordentlichen
Staatsanwalt untersucht werden, und
dieser ist noch nicht bestimmt. Sobald
feststeht, wer das Amt übernimmt, wird
ermittelt. Dabei könnte sich herausstel-
len, dass es am Kantonsgericht zu einer
weiteren Urkundenfälschung gekom-
men ist. Und dass dieAngelegenheit da-
mit auch für andere Richter ungemüt-
lich wird. Bisher stand vor allem das ab-
geänderteUrteil in derErbangelegenheit
im Fokus. Gemäss der Justizkommission
beruht aber auchderRevisionsentscheid,
der am 29.Mai 2019 erging, auf falschen
Tatsachen. So hält die Kommission in
ihrem Untersuchungsbericht fest, «dass
der Revisionsentscheid klar tatsachen-
widrig festhält, die Abtretungserklärung
habe am 15.Mai 2018 anlässlich der Be-
ratungdesBerufungsurteils vorgelegen.»

Die von der Kommission erwähnte
Abtretungserklärung war im Verfah-
ren rund um die Erbangelegenheit ganz
plötzlich aufgetaucht. Und sie sollte be-
gründen, weshalb einer der Erben leer
ausgegangen war. Das Dokument be-
sagt, dass der Erbe seinen Anteil von
einer halben Million Franken an seinen
verstorbenen Anwalt beziehungsweise
dessen Erben abtreten muss. Nur: Die
Erklärung wurde von keiner Prozess-
partei eingereicht und war nie Teil des
Verfahrens. Der Anwalt des Erben hält
die Erklärung gar für nichtig. Tatsache

ist, dass am 15.Mai 2018, als das Kan-
tonsgericht ein erstes Mal über die Erb-
angelegenheit beriet, nicht alle Richter
Kenntnis von der Erklärung hatten.Und
dass damit auch der Revisionsentscheid
mehr als fragwürdig erscheint.

Ilario Bondolfi, CVP-Grossrat und
Präsident der Justizkommission, schreibt
auf Anfrage: «Nach Kenntnis der KJS
läuft auch betreffend Revisionsent-
scheid ein Strafverfahren aufgrund des
Verdachts auf Urkundenfälschung im
Amt.» Davon betroffen ist zunächst
einmal Kantonsgerichtspräsident Nor-
bert Brunner, der auch am Revisions-
entscheid beteiligt war.

Politik zeigt sich besorgt

Derweil hat die Justizaffäre auch die
Bündner Politik erreicht. Am Mitt-
woch beschäftigte sich der Grosse Rat
mit der Krise am Kantonsgericht, laut
einer Meldung der Nachrichtenagentur
SDA ist die Verunsicherung unter den
Parteien gross. Sie sorgen sich um das
Vertrauen in die Institutionen. Mehrere
Parteien fordern eine Verschiebung der
für August vorgesehenen Wahlen an
das Kantonsgericht. Für die SVP etwa
sind sämtliche Richterinnen und Rich-
ter nicht mehr wählbar, und auch die SP
verlangt einen «Neuanfang».

Richter Peter Schnyder hat vergan-
gene Woche in der SRF-Radiosendung
«Regionaljournal Graubünden» ange-
kündigt, er stelle sich zurWiederwahl.

AUS DER SESSION

Kein Geld für die Förderung
von Online-Medien

(sda) · Die Medienbranche kann auf
mehr staatliche Gelder hoffen. Der
Ständerat hat am Donnerstag ein Mass-
nahmenpaket in Höhe von jährlich 150
Millionen Franken verabschiedet. Die
Zeitungsverleger profitieren. Auf der
Strecke bleiben Online-Medien. Zwar
sprach sich der Ständerat im Grundsatz
für eine Förderung von Online-Medien
aus. Weil er aber die Ausgabenbremse
bei diesem Teil der Vorlage nicht löste,
ist die Förderung faktisch abgelehnt.
Vorgesehen waren jährlich 30 Millio-
nen Franken. Eine Mitte-links-Mehr-
heit hatte zuvor einer gesetzlichen
Grundlage für die Förderung von On-
line-Medien zugestimmt.

Nationalrat setzt Zeichen
gegen Minderjährigenehen
ryn. · Der Nationalrat hat mit 150 Ja zu
4 Nein-Stimmen eine Motion zur Min-
derjährigenehe angenommen. Der Vor-
stoss stammt von derRechtskommission.
Er will verhindern, dass in der Schweiz
Ehen, die im Ausland zwischen Min-
derjährigen geschlossen wurden, rech-
tens werden. Dies passiert heute, wenn
die Ehe erst dann gemeldet wird, wenn
beide Partner 18 Jahre alt sind.Wird sie
früher gemeldet, machen die Behörden
eine Interessenabwägung. Auch diese
will der Nationalrat abschaffen.Das Ge-
schäft geht nun in den Ständerat.
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Ein Bundesrat nach Neuenburger Vorbild
Die Verteilung der Regierungssitze ist eine machtpolitische Frage – aber welche Verfahren führen zu fairen Ergebnissen?

ADRIAN VATTER

Die dominierende Rolle, die der Bundes-
rat in der Schweizer Politik spielt, zeigt
sich in der laufenden Corona-Krise noch
deutlicher als sonst. Es ist deshalb von
zentraler Bedeutung, wie die Schweizer
Regierung in Zukunft parteipolitisch
zusammengesetzt sein wird. Bisher hat
der gross angekündigte «Konkordanz-
gipfel» zu keinem Ergebnis geführt. Die
folgendeAuslegeordnung versucht neue
Wege für eine möglichst faire und für die
Schweiz taugliche Lösung aufzuzeigen,
wie eine gerechte Vertretung der Par-
teien im Bundesrat aussehen könnte.

Blochers Vorschlag

Gemäss den Parteien sollen entweder
ihre Wählerstärken, ihre Sitzanteile im
Nationalrat oder die Fraktionsstärken in
der Bundesversammlung als Grundlage
für die Verteilung der Bundesratssitze
gelten. Die Auswertung verschiedenster
Zuteilungsverfahren gemäss den genann-
ten Varianten macht deutlich, dass die
Grünen ausser beim heutigen Status quo
jeweils Anspruch auf einen Bundesrats-
sitz haben. Das gilt im Übrigen auch für
dieCVPmitAusnahmeder von ihremda-
maligen Generalsekretär Martin Rosen-
berg begründeten alten Zauberformel
2-2-2-1. Die SVP erhält bei allen Optio-
nen zwei Sitze, bei dem für den National-
ratsproporz verwendetenHagenbach-Bi-
schoff-Verfahren sogar drei Sitze.

Ein vonChristophBlocher unterbrei-
teter Vorschlag entspricht bemerkens-
werterweise nicht dieser für die SVPvor-
teilhaften Variante, sondern folgt dem
Ergebnis des sogenanntenSainte-Laguë-
Verfahrens. Gemäss dem die Proportio-
nalität amstärkstenwahrendenUmrech-
nungsverfahren lautet die neue Zauber-
formel 2-1-1-1-1-1. Sie weist zunächst den
Vorteil auf, dass sie den Mehrheitsver-
hältnissen imNationalrat entspricht und
dafür sorgt,dassweder der rechtsbürger-
licheBlock (FDPundSVP)nochdas rot-
grüne Lager (SP undGPS) über eine ab-
solute Mehrheit im Bundesrat verfügen
würde. Darüber hinaus entspricht der
Einbezug aller relevanten Kräfte der
Konkordanzlogik einer starken Macht-
teilung, indem keine grosse Partei über-
proportional viel Macht erhält.

Mit der Anwendung des Sainte-La-
guë-Verfahrens, das in den letzten Jah-
ren immer häufiger bei Kantons- und
Gemeindewahlen eingesetzt wurde, kön-
nen jüngere Entwicklungen wie die Ver-
luste der etablierten Regierungsparteien
ebenso berücksichtigt werden wie auch
die Erfolge der grünen Oppositionspar-
teien GPS und GLP. Und schliesslich
wären wieder rund 90 Prozent derWäh-
lerschaft mit ihrer Partei im Bundesrat
vertreten, womit das zentrale Repräsen-
tationskriterium mehr als erfüllt wird.

Die grüne Zauberformel

Allerdings kann eine hohe Anzahl von
Regierungsparteien zu mehr Konflik-
ten und grösserer Instabilität innerhalb
derRegierung führen.Um eine zu starke
Fragmentierung und den Einzug zu klei-
ner Parteien in die Exekutive zu verhin-
dern, könnte deshalb ein Mindestquo-
rumvon zumBeispiel zehnProzentWäh-
lerstärke bei den Nationalratswahlen
als Voraussetzung für einen Sitz in der
Regierung vereinbart werden.Dies hätte
bei allen Zuteilungsverfahren die Folge,
dass die SVPunddie SPmit je zwei Sitzen
und die FDP, die CVP und die GPS mit
je einer Vertretung im Bundesrat wären.

Im Ergebnis würde es genau dem
Vorschlag der Grünen entsprechen, den
sie nach den eidgenössischen Wahlen
2019 eingebracht haben. Sie forderten
den Einzug der Grünen in die Regie-
rung auf Kosten des zweiten FDP-Sitzes.
Davon würde auch die CVP als Partei in
der Mitte profitieren, die dann die ent-
scheidende Mehrheitsbeschafferin für
links und rechts wäre. Faktisch schlagen
die Grünen eine Formel vor, bei der die
beiden grössten Parteien zwei Sitze er-
halten,während die dritt- bis fünftgröss-
ten Parteien Anrecht auf je einen Sitz

haben. Da aber nur die SVP als grösste
Partei einen deutlich höheren Wähler-
anteil aufweist als die nahezu gleichauf
liegenden zweit-, dritt- und viertgrössten
Parteien, resultiert aus keinem mathe-
matischen Zuteilungsverfahren ohne
Mindestquoren diese 2-2-1-1-1-Formel.

Es ist zwar die FDP (knapp vor der
SP), die mathematisch betrachtet am
wenigstenAnrecht auf einen zweitenSitz
hat, und die Grünen, die den grössten
Anspruch auf einen eigenen Sitz haben.
Folgt man dieser Zuteilungslogik, hat
aber eben auch die SP deutlich weni-
ger Anrecht auf einen zweiten Sitz als
die GLP auf einen ersten Regierungs-
sitz. Wenn jedoch zusätzlich ein Min-
destquorum von zehn Prozent Wähler-
beziehungsweise Sitzanteilen für Par-
teien beziehungsweise Fraktionen gel-
ten würde, um einen Bundesratssitz zu
erhalten,dannwürdewiederumaus allen
mathematischen Zuteilungsverfahren
die «grüne Zauberformel» resultieren.

Die Lagerformel

Als weitere Berechnungsgrundlage
wurde anstelle der Stärke der Parteien
diejenige der politischen Lager vorge-
schlagen (NZZ 26. 10. 19). Das rechte
(SVP) und das linke Lager (GP, SP) er-
halten gemäss dieser Variante je zwei
Sitze, während das (bürgerliche) Mitte-
Lager (CVP,FDP,GLP)mit einemWäh-
leranteil von 34,3 Prozent insgesamt drei
Sitze erhaltenwürde.Diese 2-3-2-Formel
gilt schon heute. Da die beiden Pole seit
rund zwanzig Jahren relativ stabileWäh-
leranteile von je 25bis 30Prozent aufwei-
sen, stellt sich mit Blick auf zukünftige
Wahlergebnisse vor allem die Frage,wie
die Sitze innerhalb der einzelnenBlöcke
verteilt werden, das heisst, ob die FDP
einenSitz an dieGLP sowie die SP einen
Sitz an die Grünen abgeben muss, was
amgerechtestenwäre.Wäredies derFall,
entspräche das Ergebnis wiederum ge-
nau demVerfahren nach Sainte-Laguë.

GegendieLagerformel kannaber ein-
gewendet werden, dass erstens die Zu-
ordnung der Parteien zu den einzelnen
Blöckennicht eindeutig ist (wohin gehört
die FDP?) und dass zweitens die Koali-
tionen im Parlament und im Bundesrat
sich typischerweise nicht durch starre

Lager auszeichnen, sondern sich über
wechselnde Allianzen definieren. Drit-
tens könnten die Konflikte innerhalb
der einzelnen Lager in Zukunft zuneh-
men, da vermehrt Kampfwahlen inner-
halb der Gruppen stattfinden würden,
weil die Sitze nichtmehr automatisch auf
die einzelnen Parteien verteilt würden.

Die CVP-Formel

Der CVP-Präsident Gerhard Pfister
schlägt weiter vor, dass als Berechnungs-
grundlagedie StärkederFraktionen inder
Bundesversammlung als Massstab ver-
wendet wird. Bei 246 Parlamentsmitglie-
dern entsprechen rund 35 Sitze der not-
wendigenStärke für einenRegierungssitz.
Der Vorteil für die CVP läge darin, dass
ihre Mitte-Fraktion (CVP, BDP, EVP)
für längere Zeit ihren Bundesratssitz ge-
sichert hätte, da die CVP mit 13 Vertre-
tern die stärkste Kraft im Ständerat bil-
det.Dadie SP9Sitze imStänderat hat,die
GLP aber keinen einzigen, würde zudem
je nach verwendetem Zuteilungsverfah-
rendie SP ihren zweitenSitz behalten,und
die GLP ginge leer aus.Würde zudem die
Zuteilungslogik der alten Zauberformel
mit der Sitzzahl der Fraktionen in beiden
Kammern als Berechnungsgrundlage ge-
wählt, erhielte die Mitte-Fraktion mit der
CVP sogar zwei Sitze, die FDP-Fraktion
hingegennur noch einenSitz,währenddie
Grünen leer ausgingen.

Die faire Lösung

Insgesamt wird deutlich, dass nahezu alle
Varianten für eine Umverteilung einzel-
ner Regierungssitze sprechen. An ers-
ter Stelle steht die Abgabe eines Bun-
desratssitzes von der FDP an die Grü-
nen, an zweiter Stelle und etwas weniger
zwingend der Verzicht der SP auf ihren
zweiten Sitz zugunsten der GLP. Wäh-
rend die arithmetische Betrachtungs-
weise derVerteilung der Regierungssitze
gemäss den Parteien- oder Fraktions-
stärken einenTausch zwischen FDP und
Grünen besonders nahelegt, sprechen
einzelne Zuteilungsverfahren (Hagen-
bach-Bischoff), der geringeWähleranteil
der GLP als auch ihre fehlende Vertre-
tung im Ständerat dagegen, bei nächster
Gelegenheit einen Sitzwechsel zwischen

SP undGrünliberalen vorzunehmen.Die
Einigung auf mindestens zu erfüllende
Kriterien wie zum Beispiel die Errei-
chung einesWähleranteils von zehn Pro-
zent sowie zumindest eineVertretung im
Ständerat könnten hier für Klarheit und
Erwartungssicherheit sorgen.

Idee aus der Uhrenmetropole

Wenn sichdieParteien auf einbestimmtes
Zuteilungsverfahren, eine konkrete Be-
rechnungsgrundlage und allenfalls Min-
destkriterien (zum Beispiel Mindest-
stärke,einmaligeBestätigungdes erreich-
ten Wahlergebnisses) geeinigt haben,
stellt sich schliesslichdieFrage,ob es dann
nicht folgerichtig wäre, die neuenVertei-
lungsregeln rechtlich verbindlich zu er-
klären, damit diese nicht durch taktische
Manöver und kurzfristige Absprachen
zwischen einzelnen Parteien umgangen
werden können. Dies wiederum würde
bedeuten, dass das Parlament nicht mehr
über die Verteilung der Anzahl Bundes-
ratssitze auf die einzelnen Parteien ent-
scheiden würde, da die Ergebnisse der
Parlamentswahlen die Parteiensitzstär-
ken in der Regierung bestimmten.

Eine elegante Lösung dafür liefert
ein neues Wahlverfahren, über das die
Stimmbürger der Stadt La-Chaux-de-
Fonds Ende November 2019 abgestimmt
haben. Obwohl die Neuerung von den
Stimmberechtigten bei einer sehr nied-
rigen Beteiligung abgelehnt wurde, lohnt
sich ein Blick auf die unterbreitete Idee:
Die geplante Revision der Gemeinde-
ordnung der Uhrenmetropole, die so-
wohl von linken wie bürgerlichen Par-
teien unterstützt wurde, sah eine Rück-
kehr von der Volkswahl zur Wahl der
städtischen Exekutive durch die Legisla-
tive vor. Die Sitze in der Regierung wer-
den gemäss dem in La-Chaux-de-Fonds
zur Abstimmung gelangten Vorschlag
proportional nach den Wählerstärken
der einzelnen Parteien im Parlament
verteilt, indem das Ergebnis der Legis-
lativwahlen automatisch die genaueAn-
zahl der Sitze festlegt, auf die jede Partei
in der Exekutive Anspruch hat. Die die
Proportionalität am stärksten wahrende
Verteilung der Exekutivsitze würde
das Sainte-Laguë-Verfahren garantie-
ren. Die Personalauswahl der einzel-

nen Regierungsmitglieder bleibt aber
weiterhin in der Kompetenz des Parla-
ments. Die betroffenen Parteien unter-
breitenVorschläge von Kandidierenden,
die sich dann den Hearings der anderen
Parteien stellen müssen. Die anschlies-
sende Personenwahl der Mitglieder der
Exekutive durch die Legislative ist dabei
jedoch keine «proportionale»Wahl, son-
dern bleibt eine Mehrheitswahl.

Auch hier lohnt sich für die konkrete
Umsetzung ein Blick auf die Neuenbur-
ger Gemeinden, die als einzige noch teil-
weise die Parlamentswahl der Exekutive
praktizieren. In einzelnen Neuenburger
Gemeinden wie zumBeispiel Hauterive
und Enges werden die fünf kommunalen
Exekutivmitglieder in geheimer Wahl
jeweils gleichzeitig auf einmal en bloc
und nicht einzeln und aufeinanderfol-
gend durch das kommunale Parlament
gewählt, also nach dem Prinzip der Lis-
tenwahl, was deutlich stärker der Logik
des Kollegialitätsprinzips entspricht.

Verhinderung von Blockaden

Zusammenfassend stellt der Neuenbur-
ger Wahlvorschlag einerseits die demo-
kratische Mitsprache des Volkes bei der
politischen Zusammensetzung der Ex-
ekutive sicher und gewährleistet eine
sehr hohe Übereinstimmung der politi-
schen Kräfteverhältnisse in Regierung
und Parlament im Sinne der arithmeti-
schen Konkordanz, was politische Blo-
ckaden verhindert und die repräsenta-
tive Legitimation sicherstellt. Anderer-
seits müssen die Regierungsmitglieder
aber nicht permanent die eigene partei-
politische Profilierung für ihre Wieder-
wahl in denVordergrund stellen, die auf
Kosten der gemeinsamen Regierungs-
arbeit geht. Damit ist schliesslich auch
gewährleistet, dass die Exekutivmitglie-
der vomParlament für ihreFähigkeit zur
kollegialenZusammenarbeit und zur er-
folgreichenpolitischenFührung gewählt
werden und nicht, weil sie sich in der
Öffentlichkeit und den Medien gut prä-
sentieren können.

Adrian Vatter ist Professor für Politikwissen-
schaft an der Universität Bern. Er schreibt zur-
zeit an einem Buch über den Bundesrat, das
Ende 2020 beim NZZ-Libro-Verlag erscheint.

Wie der Bundesrat in Zukunft parteipolitisch zusammengesetzt sein wird, ist von zentraler Bedeutung. GAËTAN BALLY / KEYSTONE
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